
A k te n z e i c h e n :  7 AZR 971/77

LAG Niedersachsen U r t e i l  des BAG vom 14. September 1979

Für das Nachsch lagewerk : Ne i n
Für d i e  Fachpresse : Ne i n
Für d i e  A m t l i c h e  Sammlung: Nein

Gesetz :  BGB § 626;  ZPO §§ 286,  565 a 

L e i t s ä t z e  :
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7 AZR 971/77
8""'S"ä 103/77 Niedersachsen

Verkündet am
14. September 1979
gez. Zeuner,
Regierungshauptsekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstel le

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

PP •

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 14. September 1979 durch den Vorsitzenden 
Richter Bichler ,  die Richter Dr. Becker und Dr. Fenge sowie 
die ehrenamtlichen Richter Dr. Peppier und Wellhausen für  
Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Ur te i l  
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
5. Oktober 1977 - 8 Sa 103/77 - wird zurück­
gewiesen .

2. Die Beklagte t rägt  die Kosten der Revision.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbestand :

Die Beklagte befaßt sich mit der serienmäßigen Herstellung 
sowie mit dem Vertr ieb von Grabsteinen. Der Kläger war aufgrund 
des Anstellungsvertrages vom 15. März 1975 als Mi tarbei ter  im 
Außendienst bei der Beklagten beschäft igt .  Als Vergütung e r h ie l t  
der Kläger zu le tz t  ca. 2 . 5 0 0 , - -  DM brutto.

Mit einem dem Kläger am 19. November 1976 zugegangenen Schrei ­
ben vom 19. November 1976 kündigte die Beklagte das Arbe i tsverhä l t ­
nis des Klägers ordentl ich zum 31. Dezember 1976. Anläßlich der 
Übergabe dieses Kündigungsschreibens kam es zwischen dem Kläger 
und einem Mi tarbei ter  der Beklagten zu einer tät l ichen Auseinander­
setzung. Wegen dieses Vorfal les kündigten die Prozeßbevollmächtigten 
der Beklagten in deren Namen das Arbeitsverhäl tnis des Klägers 
f r i s t l o s .  Der Kläger hat hierauf sowohl gegen die fristgemäße als 
auch die f r i s t l o s e  Kündigung Klage erhoben. Den Rechtsstrei t  um 
die ordentl iche Kündigung hat das Arbeitsgericht  bis zur rechts­
kräft igen Entscheidung über die f r i s t l o s e  Kündigung ausgesetzt.

Der Kläger häl t  die f r i s t l o s e  Kündigung für unwirksam und 
hat beantragt

fes tzuste l l en ,  daß das zwischen den Parteien 
bestehende Arbei tsverhä l tn is  durch die f r i s t ­
lose Kündigung der Beklagten vom 19. November 
1976 nicht aufgelöst worden sei .

Die Beklagte hat beantragt,  die Klage abzuweisen. Sie hat zur 
Begründung der f r is t losen Kündigung im wesentlichen folgendes vor­
getragen: Am 19. November 1976 habe der Kläger anläßl ich der Über­
gabe des Schreibens der Beklagten vom 19. November 1976 mit der 
ordentlichen Kündigung zum 31. Dezember 1976 die Herausgabe des 
Firmenwagens verweigert und dem Geschäftsführer B 
einen gezielten Kinnhaken versetzt .

Der Kläger hat diese Darstellung bes t r i t t e n .  Der Vorfal l  vom 
19. November 1976 habe sich vielmehr wie fo lg t  zugetragen: Nach­
dem ihn der Geschäftsführer ß aufgefordert habe, den
Firmenwagen herauszugeben, habe er ihn gebeten, zunächst noch 
seine Privatsachen herausnehmen zu dürfen. Dies habe der Geschäfts­
führer B abgelehnt. Als er,  der Kläger, die Privatsachen
dennoch habe an sich nehmen wollen, habe der Geschäftsführer 
B auf ihn eingeschlagen und ihn im Gesicht sowie am
Ober- und Unterkiefer v e r l e t z t .
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-  3  -

Das Arbeitsgericht  hat nach er fo lg ter  Beweisaufnahme f e s t ­
g e s te l l t ,  daß das Arbeitsverhäl tnis des Klägers durch die Kündi­
gung der Beklagten vom 19. November 1976 nicht f r i s t l o s ,  sondern 
fristgemäß zum 31. Dezember 1976 aufgelöst worden i s t .  Zur Be­
gründung hat es ausgeführt,  ein wichtiger Grund zur f r is t losen  
Kündigung habe nicht Vorgelegen. Die Beweisaufnahme habe nicht e r ­
geben, daß der Kläger die Schlägerei begonnen habe. Der Umstand, 
daß der Kläger beabsichtigt habe, zunächst seine Privatsachen aus 
dem Firmenwagen herauszunehmen, reiche zur f r i s t lo se n  Kündigung 
nicht aus. Gegen die fristgemäße Kündigung habe er sich nicht ge­
wehrt, so daß das Arbeitsverhäl tnis zum 31. Dezember 1976 beendet 
worden sei .

Die gegen dieses Ur te i l  von der Beklagten eingelegte Berufung 
hat das Landesarbeitsgericht zurückgewiesen. Auf die Anschlußbe­
rufung des Klägers hat es das arbe i tsger icht l iche  Ur te i l  h insicht ­
l ich der Feststel lung,  daß das Arbeitsverhäl tnis der Parteien zum 
31. Dezember 1976 aufgelöst worden sei ,  abgeändert.

Mit der Revision verfolgt  die Beklagte ihr Klageabweisungs­
begehren wei ter ,  während der Kläger um Zurückweisung der Revision 
b i t t e t .

Entscheidungsgründe:
.............................. I  l'.MMUri». ■ —IW....»

Die Revision der Beklagten ist  unbegründet.

Das Landesarbei tsger icht  hat zu Recht f e s t g e s t e l l t ,  daß das 
Arbeitsverhäl tnis der Parteien nicht durch die f r i s t l o s e  Kündigung 
der Beklagten vom 19. November 1976 aufgelöst worden is t  (§ 626 
Abs. 1 BGB) .

1. Bei seiner rechtl ichen Würdigung is t  das Landesarbeitsgericht  
von folgenden Feststellungen ausgegangen: Der Geschäftsführer 
B habe am 19. November 1976 den Kläger, der zu diesem Z e i t ­
punkt hinten im VW-Bus der Beklagten gestanden habe, durch die ge­
öffnete Schiebetür das ordentl iche Kündigungsschreiben gereicht .
Der Kläger habe hierauf e r k l ä r t ,  er wolle die Sachen im Auto ers t -  
einmal sort ieren und habe die Schiebetür geschlossen. Hierauf habe 
der Geschäftsführer B insgesamt dreimal die Schiebetür von
außen geöffnet ,  während der Kläger diese jedesmal wieder von innen 
geschlossen habe. Beim dr i t ten  Mal habe der Geschäftsführer B 
versucht, den Kläger aus dem Firmenwagen zu ziehen. Der Kläger habe
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hierauf mit der rechten Faust nach B geschlagen, der
seinersei ts dem Kläger einen Faustschlag ins Gesicht versetzt  
habe. Der Kläger sei sodann aus dem VW-Bus ausgestiegen und sei 
nach weiteren St re i tere ien  nach Hause gegangen. Nach ca. 10 Minuten 
sei er zurückgekehrt und habe gegenüber B e r k l ä r t ,  er
wolle seine Sachen aus dem Firmenwagen holen. Dies habe der Zeuge 
B , der nunmehr vorne im VW-Bus gesessen habe, nicht ge­
s t a t t e t .  Der Kläger habe hierauf vergeblich versucht, den Zeugen 
B aus dem Wagen zu ziehen und sei sodann wieder weggegangen.

2. An die vom Landesarbeitsgericht getroffenen Feststellungen 
is t  der Senat gemäß § 561 Abs. 2 ZPO gebunden, weil die Beklagte 
hiergegen keine durchgreifenden Verfahrensrügen im Sinne des 
§ 554 Abs. 3 Nr. 3 b ZPO erhoben hat.

a) Soweit die Revision rügt ,  das Landesarbeitsgericht sei unter 
Verstoß gegen § 286 ZPO davon ausgegangen, daß der Kläger beab­
s icht ig t  habe, seine persönlichen Sachen aus dem Fahrzeug zu holen,  
ist  diese Rüge unbegründet. Dies g i l t  ebenso für die weitere Rüge, 
das Landesarbeitsgericht habe bei seiner Beweiswürdigung nicht  
berücksicht igt ,  daß die Zeugen P , K und Ba
nur Te i1ausschnitte gesehen hätten. Unbegründet is t  schl ießl ich  
auch die Rüge der Revision, das Landesarbeitsgericht habe nicht  
berücksicht igt ,  daß der Kläger Verkaufsunterlagen aus dem 
Firmenwagen geworfen habe und darauf herumgetrampelt sei .  Mit 
diesen Rügen versucht die Revision, ihre eigene Beweiswürdigung 
an die Ste l le  der Beweiswürdigung des Landesarbeitsgerichts zu 
setzen. Dies ist  aus revisionsrechtl ichen Gründen nicht möglich.
Die Revision verkennt, daß die Beweiswürdigung Aufgabe der 
Tatsachen!'nstanzen i s t .  In der Revisionsinstanz kann nur geprüft  
werden, ob die Beweiswürdigung recht l ich möglich is t  und sich 
der Tat Sachenrichter mit dem Beweisergebnis umfassend und wider­
spruchsfrei ohne Verletzung von Denkgesetzen oder Erfahrungs­
regeln auseinandergesetzt hat (vgl .  BAG AP Nr. 3 zu § 580 ZPO;
BAG 14, 206 = AP Nr. 4 zu § 276 BGB Verschulden bei Vertrags­
abschluß und BAG AP Nr. 2 zu § 286 ZPO).

Dieser eingeschränkten Überprüfung häl t  die Beweiswürdigung 
des Landesarbeitsgerichts stand, wobei gemäß § 75 , § 72 Abs. 5 
ArbGG 1979 in Verbindung mit § 565 a ZPO davon abgesehen wird,  
die Unbegründetheit der Verfahrensrügen im einzelnen darzustel len.

5 JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

b) Vom Revisionsgericht nicht zu berücksichtigen is t  der e r s t ­
mals in der Revisionsbegründungsschrift enthaltene Vortrag, der 
Beklagten sei nach der Verkündung des landesarbeitsgericht l ichen  
Urtei ls  bekannt geworden,daß der Kläger auf einem Lohnsteuer­
jahresausgleichsantrag die Unterschr i f t  des persönlich haftenden 
Gesellschafters gefälscht habe. Insoweit handelt es sich um neuen 
Tatsachenvortrag, der gemäß § 561 Abs. 1 ZPO nicht zu berücksicht i ­
gen is t .

3. Das Landesarbeitsgericht hat den von ihm fes tgeste l l ten  Sach­
verhalt  in revis ionsrecht l ich nicht zu beanstandender Weise dahin 
gewürdigt, daß ein wichtiger Grund im Sinne des § 626 Abs.l BGB 
für die f r i s t l o s e  Kündigung nicht Vorgelegen hat.

a) Die Ausführungen, mit denen das Landesarbeitsgericht seine 
Ansicht über die Unwirksamkeit der f r is t losen Kündigung begründet, 
sind in der Revisionsinstanz nur beschränkt nachprüfbar. Revisions­
recht l ich kann insoweit nur nachgeprüft werden, ob das Berufungs­
gericht bei der Anwendung und Subsumtion des Rechtsbegriffs des 
wichtigen Grundes einen Rechtsfehler begangen hat.  Dazu kann led ig­
l ich geprüft werden, ob das Landesarbeitsgericht den Begr i f f  des 
wichtigen Grundes in seiner rechtl ichen Bedeutung zutreffend e r ­
kannt und angewendet hat und ob das Landesarbeitsgericht ohne Ver­
stoß gegen Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze diesen Rechts­
begri f f  auch bei der Subsumtion zugrundegelegt und a l l e  ve rnünf t i ­
gerweise in Betracht kommenden Umstände des E inze l fa l le s  vol lständig  
und widerspruchsfrei behandelt und abgewogen hat (vgl .  BAG AP Nr.
4, 5 , 6 , 7 , 42 , 65 zu § 626 BGB) .

b) Das Landesarbeitsgericht hat im S t r e i t f a l l  weder den Begri f f  
des wichtigen Grundes verkannt, noch ihn bei der Subsumtion ver las­
sen, noch gegen Denkgesetze oder ErfahrungsSätze verstoßen, noch 
wesentliche Umstände außer acht gelassen.

Zutreffend geht das Landesarbeitsgericht zunächst davon aus, 
daß ein wichtiger Grund zur außerordentlichen Kündigung nur dann 
vor l ieg t ,  wenn es unter Berücksichtigung a l l e r  Umstände für  die 
Beklagte nicht zumutbar war, den Kläger bis zum Ende der ordent­
l ich Kündigungsfrist weiterzubeschäftigen.  Hiervon geht das Landes­
arbei tsger icht  ausdrücklich aus; es hat damit den Rechtsbegriff  
des wichtigen Grundes i .  S. des § 626 Abs. 1 BGB zutreffend auf-  
g e s te l1 t .
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Soweit die Revision rügt,  das Landesarbeitsgericht habe nicht  
berücksicht igt ,  daß der Kläger als Verkaufslei ter  eine Vertrauens­
stel lung bei der Beklagten innegehabt habe, is t  dies revisionsrecht ­
l ich nicht beachtl ich.  Abgesehen davon, daß die Beklagte nicht im 
einzelnen dargelegt hat,  worin sich die angebliche Vertrauensstellung 
des Klägers geäußert hat, läßt das dem Kläger vorgeworfene Ver­
halten keinen konkreten Bezug zu dem ihm als Verkaufs le i ter  ob­
liegenden Pf l ichten-  und Aufgabenbereich erkennen. Als darlegungs­
p f l i c h t ig e  Partei hätte die Beklagte im einzelnen vortragen müssen, 
aufgrund welcher Tatsachen das angeblich zwischen den Parteien be­
stehende besondere Vertrauensverhältnis gestört worden sei .  Die 
Revision hat hierzu led ig l ich  auf den Vorfal l  vom 19. November 1976 
hingewiesen, und zwar unter Zugrundelegung der von ihr gegebenen 
Sachdarstellung, wonach der Kläger die tä t l i c h e  Auseinandersetzung 
mit dem Zeugen B begonnen habe. Da dieser Vortrag im Wider­
spruch zu den für das Revisionsgericht bindenden tatsächlichen Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts steht (§ 561 Abs. 2 ZPO), kann 
diese Sachdarstellung auch nicht im Rahmen der bei einer f r is t losen  
Kündigung vorzunehmenden Interessenabwägung berücksicht igt  werden.

Im übrigen w i l l  die Revision mit ihrer Rüge der Verletzung 
des § 626 Abs. 1 B6B led igl ich eine andere Würdigung und damit 
eine andere Beurteilung an die Stel le der Subsumtion des Landesar­
bei tsgerichts setzen, was aber aus Rechtsgründen nicht möglich 
i s t .  Solange das Landesarbeitsgericht bei seiner Würdigung und 
Abwägung wie im vorliegenden Fal l  weder gegen Denkgesetze noch 
gegen Erfahrungssätze verstößt,  hält es sich im Rahmen der zu­
lässigen Tatsachenwürdigung durch das Berufungsgericht,  so daß 
aus Rechtsgründen in der Revisionsinstanz hiergegen keine Bedenken 
zu erheben sind. Die Beklagte verkennt, daß es nicht Sache des 
Revisionsgerichts i s t ,  anstel le des Landesarbeitsgerichts die 
Würdigung im Einze l fa l l  nachzuvollziehen und gegebenenfalls neu 
vorzunehmen. In der Revisionsinstanz können vielmehr nur Rechts­
fehler  beanstandet werden, die nicht in einer recht l ich möglichen 
Beurteilung des E inze l fa l le s  durch das Tatsachengericht l iegen.
Es kommt insoweit nämlich nicht darauf an, ob und daß gegebenen­
f a l l s  eine andere recht l iche Würdigung ebenfal ls möglich gewesen
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wäre und dann gegebenenfalls im Rahmen des Beurtei lungsspiel ­
raumes der Tatsacheninstanz gelegen hätte.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO.

gez.:  Bichler Dr. Fenge Dr. Becker
Dr. Peppier Wellhausen
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